In der Sache
--(Aktenzeichen)--
stelle ich folgenden

Beweisantrag

Zum Beweis, dass von Versammlungsteilnehmer*innen der Blockadeaktion sowie von der angeklagten Person keine Gewalthandlungen vorgenommen wurden.

Beweismittel:
Vernehmung des Zeugen XY (Anwesend/zu Laden über … )
Begründung:
Dies ist von Relevanz für des Verfahren, denn im Hinblick auf eine Verwerflichkeitsprüfung i.S.d. §240 II StGB von Bedeutung, ob Versammlungsteilnehmer*innen den gesetzlichen Rahmen einer friedlichen Versammlung unter freiem Himmel verlassen haben oder nicht.

Durch das bloße Festkleben einer Hand am Asphalt haben Versammlungsteilnehmer*innen jedenfalls keine Gewalt ausgeübt. Analog zum § 113 StGB müsste eine Gewalthandlung nämlich imstande sein eine dienstliche Vollstreckungshandlung nicht unerheblich zu erschweren. Dies ist hier bei einem lediglich 10 Minuten dauernden Einsatz von unschwer aufzutragenden Lösungsmitteln bereits nicht der Fall.

Rein passiver Widerstand und ziviler Ungehorsam, wie auch Gewalt gegen sich selbst sind grundsätzlich nicht geeignet um als Gewalt gegen Vollstreckungsbeamten bzw. Autofahrende zu gelten. Ausweislich der dienstlichen Äußerung des „ablösenden“ Beamten Auf Blatt X der Akte, hat keine aus dem Kreise der Demonstrantinnen stammende Person gegen das Lösen bzw. das Aufbringen des Lösungsmittels, erschwerende aktive Handlungen unternommen. Der Äußerung ist auch zu entnehmen, dass körperliche Tätigkeiten der Beamtinnen lediglich in dem „Heben“ der betreffenden festgeklebten Hände bestehen, um das Lösungsmittel auch unter die Hand zu bringen – ein Vorgang, welcher aus Sicht der Beamt*innen keine Erheblichkeitsschwelle körperlicher Betätigung erreicht. Irgendeine Form psychisch vermittelter Gewalt oder solcher, die zumindest mittelbar eine körperliche Zwangswirkung auf die Beamten ausübt, wie etwa beim Überwinden sich versteifender oder sich der Festnahme durch starres Einrammen der Beine in den Boden widersetzender Täter liegen nicht vor. Das bloße Bestreichen der Finger und der übrigen Hand mit einem mit Lösungsmittel getränkten Pinsel oder Lappen seitens der Polizeibeamten vermittelt durch die Angeschuldigte Person unter den Gewaltbegriff der §§ 113, 240 StGB zu subsumieren, überschritte das Analogieverbot aus Art. 103 Abs. 2 GG.

Das Beweismittel ist geeignet, denn der Polizeizeuge XY war anwesend und kann die zu beweisende Tatsache bestätigen.

Ich beantrage hierzu einen schriftlich verlesenen Gerichtsbeschluss.

